
Kritische  Reflexion  zur
Organspende:  Ehrliche
Aufklärung  über  Hirntod
erforderlich

Am 15. Dezember stimmte der Bundesrat einer Initiative von
Baden-Württemberg,  Nordrhein-Westfalen  und  Hessen  zur
Einführung der Widerspruchslösung für Organspenden zu. Diese
Initiative zielt darauf ab, jeden automatisch als Organspender
zu  betrachten,  es  sei  denn,  es  wird  ausdrücklich
widersprochen. Gesundheitsminister Manne Lucha sieht darin die
Möglichkeit,  die  stagnierende  Organspendenbereitschaft  in
Deutschland zu erhöhen.

„Die  erneute  Hervorhebung  der  Problematik  der
Spendenbereitschaft  ist  berechtigt“,  so  Karl-Eugen  Siegel,
stellvertretender Vorsitzender „doch es bedarf einer ehrlichen
Aufklärung über den Hirntod, um eine informierte Entscheidung
zu  ermöglichen.“  Die  derzeitige  Zustimmungsregelung,  so
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Minister Lucha, hat dazu geführt, dass in Baden-Württemberg
nur  bei  35  Prozent  der  Organspendefälle  der  Wille  des
Verstorbenen bekannt war. Nur 15 Prozent hatten schriftlich
zugestimmt.
Siegel  kommentiert:  „Diese  Zahlen  unterstreichen  die
Notwendigkeit,  nicht  die  Zustimmungsregelung  zu  ändern,
sondern die Kommunikation über die Grundlagen der Organspende,
also den Hirntod, zu führen. Ein transparenter und ehrlicher
Diskurs über dieses Thema ist entscheidend, um das Vertrauen
der Bevölkerung zu gewinnen und sicherzustellen, dass sie gut
informierte  Entscheidungen  treffen  können.  Eine  bloße
Gesetzesänderung  allein  wird  nicht  ausreichen,  um  die
Organspendenbereitschaft  nachhaltig  zu  steigern.“

Es ist wichtig zu betonen, dass die Idee, die die Politik mit
der Widerspruchslösung verfolgt darauf gerichtet ist, nicht
aufgeklärte  Bevölkerungsteile  per  Gesetz  automatisch  zu
Organspendern zu machen. Das dürfte sogar zu Beginn durchaus
den gewünschten Zweck erfüllen.
Doch ein kritisches Bewusstsein und die Gewissheit, dass die
Bevölkerung  die  notwendigen  Informationen  besitzt,  sind
essenziell  für  eine  dauerhafte  Lösung  dieser  ethischen
Fragestellung. Die Bundesregierung sollte daher nicht zum x.
Mal eine Gesetzesänderung vorantreiben, sondern endlich eine
umfassende und ehrliche Aufklärungskampagne über den Hirntod
initiieren.

Die  Hoffnung  auf  einen  positiven  Wandel  in  der
Organspendenkultur bleibt bestehen, jedoch erfordert dies mehr
als nur eine gesetzliche Änderung. Eine offene und ehrliche
Kommunikation ist der Schlüssel, um das Vertrauen der Menschen
zu  gewinnen  und  eine  nachhaltige  Verbesserung  in  der
Organspendenbereitschaft  zu  erreichen.

Quellen:

sozialministerium.baden-wuerttemberg.de  –  Zustimmung  für
Einführung einer Widerspruchslösung bei…

https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/zustimmung-fuer-einfuehrung-einer-widerspruchsloesung-bei-organspenden
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/zustimmung-fuer-einfuehrung-einer-widerspruchsloesung-bei-organspenden


zeit.de – Was Sie zur Organspende wissen sollten

Karl-Eugen  Siegel,  betreute  3  Monate  seine  hirntote  Frau
(potentielle  Organspenderin)  und  sieht  durch  diese
Erfahrungen, die medizinische Definition von Hirntot nicht als
Tod des Menschen, allerdings als einen Zustand in dem bisher
niemand wieder in ein bewusstes Leben zurückgekehrt ist, an.

Wer sich in diesem Bewusstsein zu einer Organentnahme bereit
erklärt, sollte mit höchstem Respekt geachtet werden. Dieses
ganz  persönliche  Geschenk  kann  und  darf  nicht  als  eine
Selbstverständlichkeit  oder  gar  als  Zwang  (Nötigung)
eingefordert  werden.

https://www.zeit.de/gesundheit/2023-11/organspende-widerspruchsloesung-bundesrat-gesundheit-faq

